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Die Debatte um den öffentlichen Rundfunk  
in der Schweiz: Mit „NoBillag“ gegen  
das gesellschaftliche Solidaritätsprinzip

Zusammenfassung
Kaum eine politische Vorlage der letzten Jahre hat in der Schweiz die Gemüter so erhitzt 
wie die „NoBillag“-Initiative zur Abschaffung der Rundfunkgebühren. Bezeichnend für 
die öffentliche Debatte dazu war eine Vielzahl von partizipierenden Akteuren, auch 
aus der Zivilgesellschaft. Der Impetus der Initianten entsprang libertärem Gedanken-
gut und traf vordergründig den herrschenden Zeitgeist. Die ungewöhnlich lange Dauer 
des Abstimmungskampfes verdeutlichte den Stimmbürger*innen jedoch schließlich die 
argumentativen Schwächen und die radikalen gesellschaftlichen Konsequenzen dieses 
politischen Vorstoßes. Als wesentliches Learning ist festzuhalten, dass es bei medien-
politischen Debatten um die Weiterentwicklung des öffentlichen Rundfunks zukünftig 
nicht mehr genügt, institutionalisierte politische Kräfte hinter sich zu wissen, sondern 
dass es gelingen muss, auch Akteure der Zivilgesellschaft argumentativ zu erreichen. 
Dafür wird eine elaborierte Medienkompetenz unerlässlich sein.

Abstract
Hardly any other political referendum in recent years has caused such a stir in Swit-
zerland as the citizens` initiative “NoBillag” to abolish mandatory licence fees for its 
public service broadcaster. The public debate on this issue was characterised by a large 
number of participating actors, including those from civil society. The impetus of the 
initiators stemmed from libertarian ideas and was superficially in tune with the prevail-
ing zeitgeist. However, the unusually long duration of the public debate finally made 
clear to the voters the argumentative weaknesses and radical societal consequences of 
this political undertaking. As an essential learning, it should be noted that in future it 
will no longer be sufficient to be supported by institutionalised political forces during 
media policy debates about the further development of public broadcasting, but that 
it also must be possible to reach actors of civil society with valid and qualified argu-
ments. For this, elaborate media competence will be indispensable.

1	 „Ce n’est pas très catholique!“

Der heftige Streit um die Zukunft des öffentlichen Rundfunks (medialer 
Service public) hat in der Schweiz manche Gemüter erhitzt. Lange vor 
dem Urnengang am 4. März 2018 hat die Volksinitiative „NoBillag“ zur 
Abschaffung der Radio- und Fernsehgebühren einen Keil in die Gesell-
schaft getrieben (vgl. Bühler 2017). Auf Twitter machte mancher seinem 
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Ärger Luft: „Wie dumm und arrogant sind denn die #SRGer?“ (Cadinas 
2017), pöbelte beispielsweise ein Befürworter der Initiative, worauf ein 
Gegner nur wenige Minuten später konterte: „Wie blöd und verlogen 
sind denn die NoBillager?“ In der Schweiz gilt der privatrechtliche Ver-
ein SRG, die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft, als der 
öffentliche Rundfunk, auch wenn sich dieser hinsichtlich Eigentums-
verhältnis und Rechtsform von den öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten anderer europäischer Länder unterscheidet. Die SRG erhält 
jährlich mehr als 1 Milliarde Schweizer Franken Gebührengelder, welche 
bis 2018 von der Firma Billag AG eingetrieben wurden. Daher der Name 
der Volksinitiative.

Einen ersten Höhepunkt erfuhr die mediale Debatte bereits eineinhalb 
Jahre vor der Volksabstimmung mit einem offenen Brief der prominenten 
rechtskonservativen Medienpolitikerin im nationalen Parlament, Natalie 
Rickli, an die römisch-katholische Kirche, in dem sie ihren Kirchenaus-
tritt bekannt gab. Grund dafür war ein Blogbeitrag des Direktors des 
Katholischen Medienzentrums. Dieser bezeichnete die Politikerin der 
Schweizerischen Volkspartei (SVP) und SRG-Kritikerin mit bekannter 
Interessenbindung an ein privates Medienunternehmen als „zerstöreri-
sche Kraft gegen die öffentlich-rechtlichen Medien.“ (Martig 2016) Die 
Kirchen seien als ethische Impulszentren für die Gesellschaft Teil des Ser-
vice public, argumentierte der Direktor des Medienzentrums; sie müss-
ten sich auch für den medialen Service public einsetzen. „Ce n’est pas 
très catholique, Madame!“ (ebd.), rief er der SVP-Politikerin zu, die sich 
für die Gebühren-Abschaffungs-Initiative engagierte. Er argumentierte 
mit Rekurs auf katholische Werte, dass sich „die katholische Soziallehre“ 
entschieden „gegen die ökonomistische Vorstellung vom Menschen 
wendet, der nur noch den Prinzipien der Gewinnmaximierung und der 
Effizienz unterworfen wird.“ (ebd.) Tatsächlich haben dann kurz darauf 
die Schweizer Bischofskonferenz (SBK), die Römisch-Katholische Zen
tralkonferenz (RKZ) sowie der Schweizerische Evangelische Kirchenbund 
(SEK) vor einer Annahme des Volksbegehrens gewarnt.

Bezeichnend für die öffentliche Debatte war, dass sich nicht nur vor-
wiegend Politiker*innen oder Repräsentant*innen bestimmter Interes-
sengruppen zu Wort meldeten, sondern auch zahlreiche Vertreter*innen 
aus der Zivilgesellschaft. Vor dem Hintergrund dieser medienpoliti-
schen Debatte, in der neben politischen, rechtlichen, ökonomischen, 
ethisch-moralischen, wissenschaftlichen auch künstlerische, kulturelle, 
sportliche oder pädagogische Argumente eingebracht wurden, war also 
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die religiöse bzw. kirchliche Perspektive eine unter vielen. So soll es 
sein! Vor folgenschweren politischen Entscheidungen sollen sich mög-
lichst viele Stimmen am öffentlichen Diskurs beteiligen. Dies gilt ins-
besondere für die Debatte zur Legitimation des öffentlichen Rundfunks 
im digitalen Zeitalter, in dem die Medienlandschaften in ganz Europa 
durch einen tiefgreifenden Strukturwandel herausgefordert werden. Die 
„NoBillag“-Debatte ist ein Paradebeispiel dafür, wie in öffentlichen Dis-
kursen inkommensurable Argumente aufeinanderprallen, die sich jeweils 
an unterschiedlichen Logiken und Normen orientieren. Unterschied-
lichste Argumentationslinien klangen bereits 2016 an, als beispielsweise 
der damalige SRG-Generaldirektor Roger de Weck etwa den Begriff vom 
öffentlichen Medienhaus einführte und medienpolitisch argumentierte, 
dass eine Schwächung der SRG nicht zu einer Stärkung der Schweiz 
führe (vgl. de Weck 2016). In rechtlicher Hinsicht entbrannte ein Streit 
darüber, ob es verfassungsrechtlich überhaupt möglich sei, künftig auch 
Online-Angebote als Service public zu betrachten (vgl. Stadler 2016). 
Aus einer ökonomischen Perspektive forderten Wirtschaftsprofessoren, 
man müsse primär über Leistung und Preise des Service public reden 
(vgl. Schelker u. a. 2016). Oder der Parteichef der Christlich Demokrati-
schen Volkspartei (CVP) warf aus moralischer Sicht der SRG eine „Zwei 
Welten“-Rhetorik vor und sprach ein ökonomistisch-technizistisches 
Glaubensbekenntnis aus, wonach der Markt und die Technologie „die 
wirklichen Kräfte [seien], die die Medienlandschaft langfristig auch in 
der Schweiz zum Besseren ändern werden“ (Pfister 2016). Schließlich 
fehlte auch die medienwissenschaftliche Perspektive nicht, aus welcher 
betont wurde, dass Medien nicht bloß Wirtschaftsgüter seien und eine 
nichtkommerzielle, zur Rechenschaft verpflichtete und auf neuen digita-
len Plattformen aktive Organisation für die Zukunft des Service public 
unverzichtbar sei (vgl. Puppis 2016).

Der vorliegende Beitrag gibt einen Einblick in den Diskursverlauf 
und seine Kernargumente. Im Folgenden wird zunächst erklärt, wie 
der mediale Service public in der Schweiz organisiert ist und welche 
Rolle der SRG dabei zukommt, bevor die Hintergründe der Entste-
hung der „NoBillag“-Initiative und die Triebfedern hin zur politischen 
Vorlage skizziert werden. Anschließend erfolgt eine Auseinanderset-
zung mit den Argumenten der Befürworter*innen und der Initiativ-
Gegner*innen. Abschließend werden die Erkenntnisse aus der Debatte 
im Hinblick auf Folgen und Chancen für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk ausgewertet.

http://www.nzz.ch/feuilleton/medien/srg-chef-roger-de-weck-zum-service-public-srg-leistet-was-der-markt-nicht-kann-ld.114656
http://www.nzz.ch/feuilleton/medien/service-public-im-internationalen-vergleich-ld.113309
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2	 Mit „NoBillag“ gegen den medialen Service public

2.1	 Der Leistungsauftrag an Service-public-Medien

Mehr als zwei Jahre vor der Volksabstimmung über die Abschaffung der 
Gebühren für die öffentlich finanzierten Medien legte die Eidgenössi-
sche Medienkommission (EMEK) einen Bericht zu den Service public-
Medien in der Schweiz vor (EMEK 2015). Die von der Landesregierung 
eingesetzte Expertenkommission wollte damit einen Diskussionsbeitrag 
zur Gestaltung zukünftiger, rundfunkrechtlicher Service public-Medien 
bieten. Für die EMEK leisten private Medienorganisationen zwar einen 
wichtigen publizistischen Beitrag für die demokratische Gesellschaft, 
gleichzeitig verfolgen sie primär legitime wirtschaftliche Interessen und 
produzieren Inhalte, die sich auf dem Markt refinanzieren lassen. Ideal-
typisch öffentliche Medienorganisationen hingegen könnten sich auf-
grund der Finanzierung aus öffentlichen Mitteln darauf konzentrie-
ren, eine publizistische Leistung im öffentlichen Interesse zu erbringen. 
Die Kommission hält eine staatlich organisierte Förderung von Service 
public-Medien auch im digitalen Zeitalter für notwendig. Dabei basiert 
der öffentlich finanzierte Rundfunk auf einer Konzession mit Leistungs-
auftrag, die auf die staats- und gesellschaftspolitischen Ziele der Schweiz 
ausgerichtet ist. „Er muss informieren, unterhalten, zur Bildung und 
kulturellen Entfaltung beitragen und soll das Land zusammenhalten“ 
(EMEK 2015, 5).

In der Schweiz werden die wesentlichen Ansprüche an Service public-
Medien in der Bundesverfassung (insb. Artikel 93 BV), in den Bundes-
gesetzen (insb. Radio- und TV-Gesetz, RTVG), in der Radio- und TV-
Verordnung (RTVV) sowie in den Konzessionen der SRG und mehr als 
30 privater Rundfunkveranstalter zum Ausdruck gebracht. Der öffentliche 
Rundfunk hat demnach die ihm zugeschriebenen Funktionen der Auf-
klärung und Integration durch Informations-, Kultur-, Unterhaltungs- 
und Bildungsbeiträge zu leisten, wobei das Programm eine ausreichende 
publizistische Vielfalt haben und alle Einwohner*innen in sämtlichen 
Landesteilen bedienen solle (Grundversorgung).

Die EMEK betont, dass die Wahrnehmung von Service public-
Aufgaben sowohl von der SRG auf nationaler bzw. sprachregionaler 
Ebene als auch auf regionaler Ebene von den mehr als 30 konzessio-
nierten privaten Radio- und Fernsehanbietern durch einen Leistungs-
auftrag eingefordert würde. Beide Organisationsformen, „privat“ und 
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„öffentlich“, sollten Medienvielfalt und publizistischen Wettbewerb 
herstellen und sicherstellen, dass sich „das gesamte Medienangebot 
nicht nur daran orientiert, was sich auf dem Werbemarkt optimal ver-
markten lässt, sondern auch daran, was für die Bevölkerung relevant 
ist“ (EMEK 2015, 6). Die EMEK argumentiert, dass privatwirtschaft-
lich organisierte Medien allein die Produktion von journalistischen 
Medienangeboten, die für die Demokratie notwendig sind, weder als 
einzelnes Medium noch in ihrer Summe nachhaltig garantieren könn-
ten. Deshalb seien die öffentliche Finanzierung und damit verbunden 
die Definition von Vorgaben sowie Rechenschaftspflichten unabding-
bar. Umstritten ist, wie groß sich der verfassungsrechtliche Spielraum 
darstellt, eine Reduktion des Service public-Auftrags mit Prioritäten-
setzung zu erlauben oder auch eine Ausdehnung auf bestimmte For-
men der neuen digitalen Medien (Online-Förderung). In einem spä-
ter veröffentlichten Bericht betont die EMEK, dass mit Blick auf eine 
Zukunft, in der Medien über Breitband-Internet verbreitet und vor 
allem On-Demand genutzt werden, eine Anpassung an digitale Ver-
hältnisse konsequent zu Ende zu denken und Leistungsaufträge ent-
sprechend auszuhandeln seien (vgl. EMEK 2018, 2).

2.2	 Die besondere Stellung der SRG

Nach Auffassung der EMEK muss die Gewährleistung des medialen 
Service public „von einer Institution ausgehen, welche eine kritische 
Größe besitzt, im internationalen Medienmarkt bestehen kann und eine 
kontinuierliche publizistische Leistung erbringt, die in der Schweiz den 
Zusammenhalt und die Integration der Bevölkerung unterstützt“ (EMEK 
2015, 2). Gemäß der EMEK ist dies nach wie vor die nicht gewinnorien-
tierte SRG. Dass der öffentliche Rundfunk schwergewichtig von einer 
öffentlich finanzierten Non-Profit-Organisation gestaltet wird, legiti-
miert sich durch die medienökonomisch gesättigte Annahme, dass die 
Kleinräumigkeit der Schweiz auf dem Medienmarkt ein Marktversagen 
zur Folge hätte (siehe auch EMEK 2018, 5). Mit etwa fünftausend Voll-
zeitstellen und einem Jahresumsatz von mehr als 1,5 Milliarden Franken 
(vgl. BAK Basel 2016, 1) ist die SRG nicht nur ein bedeutender Arbeit-
geber, sondern auch ein relevanter Wirtschaftsfaktor. Dabei stammen 
etwa 75 % ihrer Einnahmen aus den Gebührengeldern und der Rest aus 
kommerziellen Erträgen.
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Mehr als 70 % der jährlichen Gebühreneinnahmen stammen aus der 
einwohnerstärksten Deutschschweiz; für das Deutschschweizer Programm 
werden jedoch lediglich rund 40 % der Einnahmen verwendet. Der Rest 
fließt in die drei übrigen Landesteile, um dort ein qualitativ gleichwer-
tiges Programm zu gewährleisten. Wäre die Schweiz ein einsprachiges 
Land, würden die Gebühren pro Haushalt und Jahr ab 2019 nicht 365 
Franken betragen, sondern lediglich 215 Franken (vgl. SRF 2017). Sie 
wäre damit im europäischen Gebührenvergleich nur noch im Mittelfeld 
vorzufinden (vgl. Brandt 2017; Grossenbacher 2015).

Bis zum Zustandekommen der „NoBillag“-Initiative wurde die Legi-
timation der SRG kaum in Frage gestellt. In Fachkreisen wurde jedoch 
lange vor der Abstimmung bereits darüber diskutiert, wie die Zukunft 
des öffentlich finanzierten Rundfunks angesichts struktureller Verän-
derungen im Medienmarkt zu gestalten sei. So ließ beispielsweise der 
Verband der Schweizer Medien VSM in einer Studie klären, welche 
Kooperationsmöglichkeiten zwischen der SRG und privaten Medien-
unternehmen in Zeiten von Digitalisierung und Medienkonvergenz 
bestehen würden (vgl. Grubenmann/Russ-Mohl 2016) und wie der Pro-
grammauftrag für audiovisuelle Medien im Zeitalter der Digitalisierung 
umgestaltet werden könnte (vgl. Hettich/Schelker 2016). Das Bundesamt 
für Kommunikation BAKOM ließ untersuchen, welche Wertschöpfung 
der Service public für die Schweiz erwirtschaftet (vgl. BAK Basel 2016), 
wie die Radio- und Fernsehprogramme der SRG genutzt und bewertet 
werden (vgl. IaKom 2016), welche Wettbewerbsverzerrungen durch die 
Finanzierung der SRG entstehen (vgl. Polynomics 2016) oder wie der 
Service public international finanziert wird (vgl. Publicom 2015; Puppis/
Schweizer 2015). Die meisten dieser Studien kamen zum Ergebnis, dass 
es in der Schweiz die öffentliche Finanzierung der SRG weiterhin brau-
che. Am deutlichsten machte dies allerdings erst die EMEK in ihrem 
einige Monate vor der Abstimmung publizierten Bericht. Sie betonte, 
dass Medien auch angesichts der durch die Digitalisierung ausgelösten 
Veränderungen sowohl aus ökonomischer (Externalitäten, Marktversa-
gen) als auch aus gesellschaftspolitischer (öffentliche Güter, Meritorik) 
Perspektive eine Reihe von Besonderheiten aufwiesen (vgl. EMEK 2018, 
5). Insofern war es überraschend, dass eine Volksinitiative dies plötzlich 
in Frage stellte.
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2.3	 Triebfedern der Abschaffungsidee

Der mediale Service public stand in der politischen Debatte im Gegensatz 
zu übrigen, nationalen Service public-Dienstleistungen lange Zeit wenig 
im Fokus. Der Gegenwind wurde ab 2015 stärker, als mit der Revision des 
Radio- und Fernsehgesetzes die „freiwillige“ Mediengebühr in eine obli-
gatorische Haushaltsabgabe umgewandelt werden sollte. War die Abgabe 
zuvor an das Vorhandensein von Empfangsgeräten gekoppelt, sollte durch 
die Revision eine geräteunabhängige Gebühr eingeführt werden, welche 
bereits damals von Gegnern als Mediensteuer oder Zwangsgebühr bezeich-
net wurde (vgl. Kessler 2016). Gegen diesen geplanten Systemwechsel regte 
sich Widerstand, obwohl der jährlich zu bezahlende Betrag damit deut-
lich gesenkt werden konnte und private Rundfunkveranstalter dadurch 
einen höheren Gebührenanteil erhielten. Die damalige Medienministerin 
sollte die Gebühr später unter dem Druck der „NoBillag“-Debatte neu 
auf den symbolischen Wert von 365 Franken festlegen – 1 Franken pro 
Tag und Haushalt. Bei der Abstimmung im Juni 2015 kam die Revision 
jedoch lediglich mit einem Zufallsmehr von 50.08 % durch.

Fast zeitgleich wurde die Gründung der Werbevermarktungsfirma 
Admeira bekannt, bei der die SRG neben dem Schweizer Telekommu-
nikationsunternehmen Swisscom und dem privaten Medienhaus Ringier 
Anteilsnehmerin wurde. Die Privatmedien waren alarmiert: Durch die 
Kombination der Nutzungsdaten dieses Joint Ventures wurde zielgrup-
penspezifische Werbung möglich, wobei nicht alle Privatmedien die 
gleichen Zugangschancen zu diesen Daten erhalten und die ohnehin 
schon privilegierte SRG so zu erheblichen Wettbewerbsvorteilen kommen 
sollten. Der Konflikt fand seinen Höhepunkt im Austritt von Ringier 
aus dem Verlegerverband.

Der damalige SRG-Generaldirektor Roger de Weck, der gemäß 
Schawinski (2018, 118) durch sein Auftreten „mehr elitäre Distanz als 
Volksnähe“ signalisierte, kündigte bereits 2016 an, dass die SRG den 
Dialog mit dem Publikum verstärken, europaweit höchste Transparenz 
bei Kosten gewähren, Geld von der Verwaltung ins Programm verlagern 
sowie faire Partnerschaften mit privaten Medien eingehen wolle (vgl. de 
Weck 2016). Doch die SRG wurde von manchen Kritiker*innen wei-
terhin als unbeweglicher Koloss wahrgenommen (vgl. Fumagalli 2015).

Politiker*innen aus dem rechtsbürgerlichen Lager befürchteten 
schließlich angesichts der disruptiven Entwicklungen im Medienbe-
reich eine Ausweitung des staatlichen Einflusses auf die Ausgestaltung 
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der Medienpolitik und wurden nicht müde, die SRG fälschlicherweise 
als „Staatssender“ zu bezeichnen (Müller 2017; Schranz u. a. 2017).

Im Dezember 2015 konnten Vertreter*innen der Jungen Schweizer 
Volkspartei (SVP) und der Jungfreisinnigen JFS die „NoBillag“-Initia-
tive einreichen. Der Vorstoß sah eine Änderung des bisherigen Artikels 
93 der Bundesverfassung über Radio und Fernsehen vor. Der Bund oder 
durch ihn beauftragte Dritte sollten gemäß Initiativtext keine Emp-
fangsgebühren mehr erheben und zukünftig keine Radio- oder Fern-
sehstationen mehr subventionieren dürfen (vgl. admin.ch 2019). Die 
Stärken wie auch die Gefahren der Initiative lagen in ihrem Fokus auf 
den Zeitgeist (Individualismus und mangelnde Zahlungsbereitschaft für 
Journalismus im Online-Zeitalter) und auf den Geldbeutel der Bevölke-
rung. Die Rhetorik der Initianten gab zudem vor, mit der Annahme des 
Volksbegehrens werde sich für das Medienpublikum nur wenig ändern, 
es werde im Gegenteil mit seinem Handeln per Fernbedienung mehr 
Einfluss auf künftige, markttaugliche Angebote erhalten.

Der Diskurs war emotional aufgeladen, zeigte eine ausgeprägte Lager-
bildung und wurde für eine politische Abstimmungskampagne unge-
wöhnlich früh und langanhaltend geführt (vgl. Udris/Eisenegger 2018). 
Während der jahrelangen Debatte wurden begleitend Salven parlamenta-
rischer Vorstöße und interessengebundener Studien losgeschickt: Dabei 
ging es um die Plafonierung oder Halbierung der Empfangsgebühren, 
Forderungen nach mehr Kostentransparenz im SRG-Geschäftsbericht, 
einer Neudefinition von Service public, einer Umwandlung der SRG-
Organisationsform von „Verein“ in eine „spezialgesetzliche Aktiengesell-
schaft“ oder auch darum, dass die Gebühren in der jährlichen Budget
debatte neu vom Parlament festgelegt werden sollten und nicht wie 
bisher längerfristig durch den Bundesrat.

Brisant wurde es spätestens als der im schweizerischen Politsystem sonst 
übliche parlamentarische Gegenvorschlag im Falle der „NoBillag“-Initia-
tive verworfen wurde. Er sah vor, die Gebühren bei zweihundert Fran-
ken anzusetzen. Ab diesem Zeitpunkt wurde immer deutlicher, dass es 
nun in einer „unschweizerischen Radikalaktion“ (Schawinski 2018, 24) 
um alles oder nichts ging. Die Nerven der „NoBillag“-Gegner lagen 
blank, als kurz darauf eine methodisch fragwürdige Meinungsumfrage 
der Sonntagszeitung behauptete, 57 Prozent würden zum Befragungs-
zeitpunkt der Initiative zustimmen und eine Mehrheit glaube nicht an 
das Argument, dass die Annahme das Ende der SRG bedeute (vgl. von 
Burg 2017; Balsiger 2017).
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Die Sorge wuchs, dass es Kreise gebe, die der SRG an der Urne ledig-
lich aus Protest einen Denkzettel verpassen könnten. Kurz zuvor für 
den Wahlkampf gegründete Gruppierungen wie das Komitee „Nein 
zum Sendeschluss“ oder „Operation Libero“ intensivierten daraufhin 
nochmals ihre Anstrengungen. Die äußerst umfangreiche Medienbe-
richterstattung spiegelte während der Debatte die direkte oder indirekte 
Involviertheit der Massenmedien wider und zeigte sich überwiegend 
kritisch gegenüber der Vorlage (vgl. Koch/Keel 2018; Fög 2018). Im 
medialen Diskurs dominierten über weite Strecken ökonomische und 
juristische Aspekte rund um Finanzmittel, Markteinfluss, Machtausbau 
und medienrechtliche Regulierung, während journalistisch-publizistische 
Aspekte zweitrangig behandelt wurden (vgl. Fög 2018; Saner 2017). Die 
Initiative wurde schließlich am 4. März 2018 mit einer überraschenden 
Deutlichkeit von fast 72 % der Stimmen abgelehnt. Die Stimmbeteili-
gung lag bei überdurchschnittlichen 54,5 %.

3	 Argumente von der „Bieridee“ bis zum Solidaritätsprinzip

Das Initiativkomitee, allen voran dessen Co-Präsident und Vizedirektor 
des Liberalen Instituts, Olivier Kessler, sowie die weiteren Befürworter 
wie der Schweizerische Gewerbeverband kämpften mit ihrem Vorstoß 
für mehr freien Markt in der Schweizer Medienlandschaft und damit 
grundsätzlich für mehr bürgerliche Selbstbestimmung bei der Medien-
wahl. Für etwas zu bezahlen, das man eventuell gar nicht konsumiere 
oder sogar schlecht finde, sei ungerecht. Qualitativer Journalismus 
bedürfe keiner staatlichen Zwangsgebühren, sondern müsse sich am 
Markt finanzieren lassen. Betont wurde dabei stets, dass es bei der 
Initiative nicht darum ginge, die Institution SRG von der Landkarte 
zu tilgen. Lapidar wurde behauptet, die SRG könne sehr wohl mit 
ihrem teilweise hochwertigen Angebot überleben. Bekämpft werden 
sollte nach neoliberalistischem Gedankengut lediglich das herrschende 
staatliche „Zwangssystem“, das jährlich Gebühren für mediale Leis-
tungen eintreibe. Mit der Annahme der Initiative würde nur noch 
produziert, wofür es eine Nachfrage gäbe. Zudem sei das Portfolio 
der SRG mit sieben TV-Sendern, 17 Radiosendern, irrelevanten Sen-
dungsformaten und einem überbordenden Engagement auf sozialen 
Plattformen unnötig stark aufgeblasen worden. Ein weiterer Kritik-
punkt der Initianten war die Behauptung, es bestehe ein ungesundes 
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Abhängigkeitsverhältnis zwischen dem Staat und der SRG, was eine 
unabhängige Berichterstattung infrage stelle.

Damit sind wesentliche Hauptstreitfragen der jahrelangen öffentli-
chen Auseinandersetzung bereits umrissen: Verschwindet die SRG nach 
Annahme der Initiative vollständig von der Bildfläche oder existiert sie in 
verschlankter Form weiter? Welche medialen Inhalte gehören zwingend 
zu einem Service public und welche können von Privatmedien gemäß 
dem sogenannten Subsidiaritätsprinzip übernommen werden?

Die Gegner*innen der Vorlage sowie das Management als auch die Träger-
schaft der SRG wählten überwiegend das Untergangsszenario als Narrativ. 
Durch das Wegfallen der Gebühren müssten die SRG und die meisten der 
regionalen Privatsender ihre Tore schließen. Eine Finanzierung über frei-
willige Abogebühren sei wenig realistisch und das dadurch stark reduzierte 
Programm sei nicht mehr attraktiv genug, um weiterhin substanziell Werbe-
einnahmen zu generieren. Allenfalls wäre es noch möglich, für die Deutsch-
schweiz ein kommerzielles Programm aufrechtzuerhalten. Die drei übrigen 
Sprachregionen könnten nicht mehr bedient werden, was dem Grundge-
danken der Solidarität widerspreche. Ein Service public-Programmauftrag 
im Dienste der Demokratie wäre schwierig aufrechtzuerhalten.

Außerdem wurde betont, dass bei einer Annahme der Initiative und 
dem Wegfall der öffentlichen Gebührengelder kein Medium mehr dazu 
verpflichtet werden könne, vielschichtig über relevante Ereignisse zu 
informieren, stattdessen stünden elektronische Medien unter dem Zwang 
des Marktes und würden bloß noch produzieren, was Publikumsauf-
merksamkeit garantiere (vgl. Interessengemeinschaft „Nein zu No-Billag“ 
2017). Der Einfluss ausländischer Medien in der Schweiz würde damit 
weiter anwachsen. Damit wurde ausgemalt, dass es de facto ein „Massa-
ker“ an der etablierten Medienlandschaft geben werde, was einen Verlust 
von tausenden Arbeitsplätzen zur Folge hätte. Wer danach vergleichbare 
massenmediale Leistungen konsumieren wolle, werde zudem deutlich 
höhere Kosten haben als die heutige Gebühr.

Zentral erscheint in dieser argumentativen Auslegeordnung das gesell-
schaftlich tief verankerte Solidaritätsprinzip, das mit der Initiative ange-
griffen wurde. Die Allgemeinheit finanziert mittels Steuern und Abgaben 
Dienstleistungen, die man selbst aktuell nicht oder nur selten nutzt: Sei 
dies im Bildungswesen mit öffentlichen Schulen, im Gesundheitswesen 
mit Krankenkassenprämien oder öffentlichen Krankenhäusern, im öffent-
lichen Transportwesen oder im Sicherheitswesen mit der Finanzierung 
von Polizei, Feuerwehr und Militär. Man befürchtete mit „NoBillag“ 
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einen systemischen Präzedenzfall, dem danach weitere Angriffe auf tradi
tionell öffentliche Aufgaben folgen würden.

Offen bleibt, inwiefern die Verfechter*innen der Initiative im Laufe 
des Wahlkampfes selbst zur schließlich deutlichen Niederlage beigetra-
gen haben. Früh wurde von den Initianten offengelegt, dass die Idee 
zur Initiative am Stammtisch herangärte, es sich also tatsächlich um 
eine „Bieridee“ handelte (Blumer 2018). Der Initiativtext wirkte nicht 
zu Ende gedacht und die vorgebrachten Argumente – auch am Redner-
pult im Parlamentssaal – zeugten wiederholt von geringer Kenntnis über 
die Konzession der SRG und die Besonderheiten des schweizerischen 
Mediensystems, das aufgrund der Kleinräumigkeit und Sprachenvielfalt 
nicht mit Mediensystemen anderer Länder zu vergleichen ist. So ist rein 
kommerziell finanzierter Rundfunk in der Schweiz eben nur in den wirt-
schaftsstarken Ballungsräumen überlebensfähig. Die aus der Initiative 
entstehenden ökonomischen, publizistischen und schließlich demokra-
tischen Konsequenzen wie etwa der drohende Verlust von Medien- und 
Meinungsvielfalt wurden weitgehend ausgeblendet. Als das Initiativ
komitee aufgrund der gesellschaftlichen Konsequenzen einer Schweiz 
ohne SRG unter Argumentationszwang geriet, wurde unter Druck ein 
„Plan B“ präsentiert, wie die SRG durch alternative Finanzierungsmodelle 
weiterexistieren könne (vgl. Schwald 2018). Dieser Vorschlag beinhaltete 
paradoxerweise ebenfalls einen Anteil an öffentlichen Geldern, die doch 
komplett abgeschafft werden sollten.

4	 Fazit und Ausblick

Die „NoBillag“-Volksinitiative ist der vorläufige Höhepunkt einer seit 
der Jahrtausendwende wieder intensivierten öffentlichen Debatte um 
die Ausgestaltung der nationalen Medienpolitik. Medienpolitik ist ein 
stark problembehaftetes Politikfeld, dessen Entscheide vielfältig beein-
flusst werden. Die Ursache liegt darin, dass Medienpolitik gleichzeitig in 
diversen gesellschaftlichen Subsystemen zu verorten ist, da ihre Themen 
u. a. auch die Wirtschaftspolitik, Bildungspolitik oder Kulturpolitik tan-
gieren (vgl. Saxer 2012, 671). In medienpolitischen Diskursen ist deshalb 
jeweils eine besonders hohe Anzahl an Akteuren involviert, die sich durch 
eine unterschiedlich ausgeprägte Sach- und Fachkompetenz auszeichnen. 
Diese Vielfalt beteiligter Akteure erschwert die Durchsetzbarkeit breit 
akzeptierter und verbindlicher Entscheidungen.
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Im Fall „NoBillag“ ist es gelungen, eine breite politische und zivilge-
sellschaftliche Phalanx zu bilden, die sich gegen die Initiative einsetzte: 
Nicht nur die Landesregierung sowie die beiden Kammern des natio-
nalen Parlaments sprachen sich dagegen aus, sondern auch beinahe 
alle großen Parteien, die Kantonsregierungen, der Wirtschaftsdachver-
band, der Gemeindeverband, der Städteverband, der Bauernverband, der 
Seniorenverband, der Gewerkschaftsbund und sehr spät auch der Ver-
band Schweizer Medien. Auch zivilgesellschaftliche Akteure erkannten, 
welche Wertschöpfung der mediale Service public in unterschiedlichen 
Branchen generiert – von der Design- und Architekturbranche über 
Hilfswerke, die Schweizer Film- und Musikbranche, bis hin zur Bildung 
von Kindern durch das Jugendprogramm – und welche volkswirtschaft-
liche und kulturelle Bedeutung er insgesamt besitzt. Eine Studie ergab, 
dass der gebührenfinanzierte, mediale Service public in der Schweiz 
mehr als 13.000 Arbeitsplätze sichert und einen Wertschöpfungseffekt 
von rund 1.8 Milliarden Franken mit sich bringt (vgl. BAK Basel 2016, 
1 ff.). So entstand zusätzlicher Widerstand gegen die Initiative aus den 
Reihen von Künstler*innen, Sportler*innen, Menschen mit Sinnesbe-
hinderungen, Religionen, dem Tourismusverband oder auch aus den 
Wissenschaftsgesellschaften.

Auch wenn aufgrund der Deutlichkeit des Wahlresultates eine ähn-
lich radikale Medieninitiative in naher Zukunft nicht mehr zu erwarten 
ist, bleibt wie auch anderswo in Europa der Druck auf die öffentlich 
finanzierten Service public-Medien bestehen. Bereits angekündigt sind 
neue Initiativen der rechtsbürgerlichen Schweizerischen Volkspartei 
SVP, welche die jährliche Medienabgabe halbieren wollen (vgl. persoen-
lich.com 2019; persoenlich.com 2017). „Der Status Zero wurde verhin-
dert, der Status quo ist aber keine langfristige Option“, schrieb die im 
Abstimmungskampf stark engagierte zivilgesellschaftliche Organisation 
„Operation Libero“ (2018) in einer Mitteilung unter dem Titel „Anschlag 
verhindert. Demokratie gestärkt.“ Sie interpretierte das deutliche Nein 
zur „NoBillag“-Initiative als klares Bekenntnis zu einer medialen Grund-
versorgung in einer vielfältigen Medienlandschaft und als Signal an die 
Rechtspopulisten in Europa.

Ein wesentliches Learning aus dem Fall „NoBillag“ dürfte also sein, dass 
es bei der medienpolitischen Diskussion um die Zukunft eines moder-
nen medialen Service public nicht genügt, institutionalisierte politische 
Kräfte hinter sich zu wissen, sondern dass es gelingen muss, die Zivilge-
sellschaft argumentativ zu erreichen. Dies beginnt mit einem ständigen 
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Dialog mit dem Publikum, setzt aber auch Medienkompetenz voraus, 
allem voran Wissen um die Besonderheiten von Medien als öffentliche, 
meritorische Güter.
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